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// Im Blickpunkth

Schwindende Mitgliederzahlen motivieren Gewerkschaften immer wieder dazu, ihren Mitgliedern bei Tarifabschl�ssen

einen Vorteil gegen�ber den nicht organisierten Kollegen verschaffen zu wollen. So bereits j�ngst beim Spartentarifver-

trag Nahverkehr in Berlin geschehen. Der Aufsatz von Boss untersucht die Zul�ssigkeit von exklusiven tarifvertraglichen

Privilegien, nachdem zwar der Große Senat des BAG im Jahre 1967 diese unterbinden wollte, aber die j�ngsten Entwick-

lungen beim BAG ein Abwenden von der bisherigen Rechtsprechung mit sich bringen.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Dr. Andreas Sch�nh�ft,

RA/FAArbR/FAStR, Lufthansa

Technik Logistik GmbH,

Hamburg

Unternehmens�bergreifender GBR
bei Gemeinschaftsbetrieben

Betreiben verschiedene rechtlich selbstst�ndi-

ge Unternehmen mehrere Gemeinschaftsbe-

triebe, stellt sich die Frage, ob ausnahmsweise

die Bildung eines unternehmens�bergreifen-

den Gesamtbetriebsrats (GBR) zul�ssig ist. Die

Beantwortung dieser Frage ist insbesondere

f�r die Unternehmen von Relevanz, die an

s�mtlichen Standorten ihre Betriebe aus-

schließlich als Gemeinschaftsbetriebe mit der

gleichen Beteiligungsstruktur f�hren.

Nach der jetzigen Rechtsprechung ist davon

auszugehen,dass f�rdiebeteiligtenUnterneh-

men kein einheitlicher Gesamtbetriebsrat,

sondern jeweils ein separater Gesamtbetriebs-

rat f�r jedes beteiligte Unternehmen zu bilden

ist. Der Betriebsrat des einzelnen Gemein-

schaftsbetriebes hat dann Vertreter in den zu-

geh�rigen Gesamtbetriebsrat jedes dieser be-

teiligten Unternehmen zu entsenden. Es be-

stehen mit Recht Bef�rchtungen, dass durch

die Errichtung mehrerer Gesamtbetriebsr�te

Kollisionsf�lle undKompetenzkonflikte entste-

hen k�nnten. Insoweit besteht ein nachvoll-

ziehbares Bed�rfnis, die Gremienanzahl in Ge-

meinschaftsbetrieben zu verringern und die

Gremienstruktur zu vereinheitlichen.

In der Praxis besteht sowohl f�r dieMitbestim-

mung als auch f�r die Unternehmensleitung

das Bed�rfnis einer klaren Zust�ndigkeitsver-

teilung, die es beiden Seiten erm�glicht, �ber-

betrieblicheAufgabeneinheitlich l�senzuk�n-

nen. Eine L�sung durch eine tarifvertraglich

legitimierte Bildung eines einheitlichen Ge-

samtbetriebsrats �ber § 3 Abs. 1 Nr. 3 BetrVG

ist mit rechtlichen Unsicherheiten verbunden

und bedarf dar�ber hinaus der Mitwirkung ei-

nes Tarifpartners. Die Besonderheiten von

ausschließlich aus Gemeinschaftsbetrieben

bestehenden Unternehmen rechtfertigen da-

her eine Ausnahme des Grundsatzes vom un-

ternehmenseinheitlichen Gesamtbetriebsrat

und sprechen f�r die Zul�ssigkeit eines unter-

nehmens�bergreifenden Gesamtbetriebsrats.

Entscheidungen
BAG:„AndereAbmachung“nachAblaufdes

Tarifvertrags

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

20.5.2009 – 4 AZR 230/08 –wie folgt: Nach Ablauf

eines TV gelten dessen Rechtsnormen weiter, bis

sie durch eine andere Abmachung ersetzt werden

(§ 4 Abs. 5 TVG). �ber diesenGesetzeswortlaut hi-

naus kann eine „andere Abmachung“ in Form ei-

ner einzelvertraglichen Vereinbarung, welche die

bisherigen Bedingungen aus dem abgelaufenen

TV ohne Verstoß gegen das G�nstigkeitsprinzip

verschlechtern kann, im Einzelfall auch schon vor

Ablauf des TV getroffen werden. Sie l�st die tarif-

lichen Bestimmungen aber nur dann ab, wenn sie

konkret und zeitnah vor dembevorstehendenAb-

lauf des Tarifvertrages die sich dann aufgrund der

Nachwirkung ergebende Situation regelt.
(PM BAG vom 20.5.2009)

BAG: Anspruch auf rauchfreien Arbeitsplatz

Das BAG entschied in seinem Beschluss vom

19.5.2009–9AZR241/08–wie folgt:DerArbeitge-

ber hat nach § 5 Abs. 1 S. 2 der Arbeitsst�ttenver-

ordnung, soweiterforderlich, einallgemeinesoder

auf einzelne Bereiche derArbeitsst�tte beschr�nk-

tes Rauchverbot zu erlassen. Nach § 618 Abs. 1

BGBhatderDienstberechtigteR�ume,Vorrichtun-

gen oder Ger�tschaften so einzurichten, dass der

VerpflichtetegegenGefahr f�r LebenundGesund-

heit soweit gesch�tzt ist, als die Natur der Dienst-

leistungesgestattet.
(PM BAG von 19.5.2009)

Zum Nichtraucherschutz demn�chst der Auf-

satz von K�hn

BAG: Urlaubsgeld bei dauernder

Arbeitsunf�higkeit

Das BAG entschied in seinem Urteil vom 19.5.

2009 – 9 AZR 477/07 – wie folgt: Die Anspr�che

auf Gew�hrung und Abgeltung des gesetzlichen

Urlaubs erl�schen nicht, wenn der Arbeitnehmer

bis zum Ende des Urlaubsjahres und/oder des

�bertragungszeitraums sowie dar�ber hinaus ar-

beitsunf�hig erkrankt ist, § 7 Abs. 3 und 4 BUrlG.

Ist ein tarifliches Urlaubsgeld mit der Urlaubsver-

g�tung verkn�pft, ist es erst dann zu zahlen,

wenn auch ein Anspruch auf Urlaubsverg�tung

f�llig ist.
(PM BAG von 19.5.2009)

LAG Schleswig-Holstein: K�ndigung wegen

sexueller Bel�stigung am Arbeitsplatz

DasLAGentschied in seinemUrteil vom4.3.2009–

3 Sa 410/08 wie folgt: Eine sexuelle Bel�stigung

am Arbeitsplatz kann je nach Umfang und Inten-

sit�t eine fristlose oder ordentliche K�ndigung

rechtfertigen, ohne dass es zuvor einer Abmah-

nung bedarf. Dies gilt auch bei nur verbalen sexu-

ellenBel�stigungen.
(PM LAG vom 20.5.2009)

Hessisches LAG: K�ndigung wegen Nutzung

fremder Zutrittskarte

Das LAG entschied in seinem Urteil vom

17.9.2008 – 8 Sa 548/08 – wie folgt: Die Nutzung

der Zutrittskarte eines erkrankten Arbeitskolle-

gen, der zugleich der Lebensgef�hrte der Mitar-

beiterin ist, zur Erlangung eines vom Arbeitgeber

bezuschussten Kantinenmittagessens rechtfer-

tigt ohne vorherige Abmahnung nicht den Aus-

spruch einer K�ndigung.
(PM VdAA vom 18.5.2009)

Gesetzgebung
Verl�ngerungvonKurzarbeit

Am 20.5.2009 hat die Regierung im Kampf ge-

gen Massenentlassungen in der Wirtschaftskrise

das Kurzarbeitergeld verl�ngert. Arbeitnehmer

k�nnen nun 24 Monate statt 18 Monate die Leis-

tung beziehen.
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